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139. Verordnung: Errichtung des Zentralbesoldungsamtes.
1 4 0 . Verordnung: Aufbringung und Ablieferung von Gerste.
1 4 1 . Kundmachung: Aufhebung der deutschen Rechtsvorschriften auf dem Gebiete des Reichsautobahnrechtes

(25. Kundmachung über die Aufhebung von Rechtsvorschriften des Deutschen Reiches).
1 4 2 . Kundmachung: Aufhebung der deutschen Rechtsvorschriften, betreffend die Statistik des Außenhandels

(26. Kundmachung über die Aufhebung von Rechtsvorschriften des Deutschen Reiches).

139 . Verordnung des Staatsamtes für Fi-
nanzen im Einvernehmen mit der Staats-
kanzlei vom 24. August 1945 über die Er-

richtung des Zentralbesoldungsamtes.

Auf Grund des § 5 des Gesetzes vom 3 . Jul i
1945 über die Errichtung eines Zentralbesoldungs-
amtes, St. G. Bl. N r . 54, wird ve ro rdne t :

§ 1. (1) Der Aufgabenkreis des Zentralbesol-
dungsamtes (ZBA) umfaßt die Anweisung und
Flüssigmachung der persönlichen Bezüge der Be-
amten und Angestellten im Bereich der anwei-
senden staatlichen Stellen in Wien, einschließlich
der Monopole und Betriebe, jedoch ausschließlich
der Staatseisenbahnen und aller Arbeiter.

(2) Als persönliche Bezüge haben alle Bezüge
der im Abs. (1) genannten Personen zu gelten,
die im Staatsvoranschlag als Personalaufwand
vorgesehen sind.

§ 2 . Das ZBA ist für alle im § 1 genannten
Bezüge anweisende Behörde und seine Buch-
haltung liquidierendes Organ im Sinne des § 295
der Exekutionsordnung.

§ 3. (1) Das ZBA beginnt seine Tät igkei t mit
der Anweisung und Flüssigmachung der Bezüge
für Oktober 1945.

(2) Alle Grundlagen, die für die Flüssigmachung
der Bezüge erforderlich sind, haben die in Be-
tracht kommenden Dienstbehörden bis 10. Sep-
tember 1945 unter Anschluß von Übergangs-Be-
zugsblättern, deren Vordrucke beim ZBA zu be-
ziehen sind, diesem Amte zu übermitteln.

(3) Beginnend mit den Bezügen für Oktober
1945 sind alle die Anweisung, Veränderung oder
Einstellung der Bezüge beinhaltenden Maßnahmen
und Ereignungen, wie Ernennung, Pensionierung,
Entlassung, Versetzung, Änderung des Familien
Standes, der Kinderanzahl , ferner Abänderung
oder Kündigung eines Dienstvertrages, Ableben,
Verbote, freiwillige Verpfändungen u. a. m . von
den Dienstbehörden unter Verwendung von Vor-

drucken, die beim ZBA zu beziehen sind, diesem
Amte mitzuteilen.

§ 4 . Der Buchhaltung des ZBA obliegen die
gemäß Art ikel 5 des Verwaltungsentlastungs-
gesetzes vom 2 1 . Jul i 1925, B. G. Bl. N r . 277, den
Buchhaltungen zukommenden Aufgaben.

Zimmermann

140 . Verordnung des Staatsamtes für Land-
und Forstwirtschaft vom 25. August 1945
über die Aufbringung und Ablieferung von

Gerste.
Auf Grund des Gesetzes vom 3. Juli 1945,

St. G. Bl. Nr. 69, über das Verordnungsrecht des
Staatsamtes für Land- und Forstwirtschaft, be-
treffend landwirtschaftliche Erzeugnisse, wird
verordnet:

Ablieferung von Gerste.

§ 1. (1) Für das Land Niederösterreich, die
Stadt Wien und das ehemalige Burgenland,
ferner für den linksufrig der Donau gelegenen
Teil von Oberösterreich wird den Erzeugern
von Gerste ein Kontingent von insgesamt
56.000 t zur Aufbringung und Ablieferung vor-
geschrieben.

(2) Hievon müssen 12.000 t als Braugerste und
44.000 t als Industriegerste verwendbar sein.
Wenn Braugerste als Industriegerste abgeliefert
werden muß, sind dem Erzeuger die Preise für
Braugerste zu bezahlen.

Umlegung des Kontingentes.

§ 2. (1) Die Umlegung des Kontingentes (§1)
auf die einzelnen Bezirke erfolgt durch den
Getreidewirtschaftsverband im Einvernehmen
mit der Landeslandwirtschaftskammer.

(2) Die Umlegung der nach Abs. (1) bestimmten
Bezirkskontingente auf die einzelnen Gemeinden
und Erzeuger geschieht durch den Getreidewirt-
schaftsverband gemeinsam mit der Bezirks-
bauernkammer.
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(3) Die Gemeinden sind — soweit erforder-
lich — zur Mitwirkung bei der Umlegung ver-
pflichtet.

Sicherung der Ablieferung.

§ 3 . (J) Bis zur Aufbringung des Gesamt-
kontingentes bleibt für die in § 1 genannten
Gebiete der Verkehr mi t Gerste gesperrt. Aus-
genommen ist der Verkehr mit Saatgerste.

(2) Solange der Verkehr mi t Gerste gesperrt
ist, darf die Verwendung von Gerste innerhalb
des erzeugenden Betriebes das übliche Ausmaß
nicht überschreiten.

Erfüllung der Ablieferungspflicht.

§ 4. Die Ablieferung hat an die nach § 4 der
Verordnung des Staatsamtes für Land- und
Forstwirtschaft vom 31 . Juli 1945, St. G. Bl.
Nr . 108, über die Erfassung, Aufbringung und
Ablieferung von Getreide, Hülsenfrüchten und
Kartoffeln zugelassenen Aufkäufer zu erfolgen.

Ablieferungsschein.

§ 5. (1) Der Erzeuger ist verpflichtet, sich die
Ablieferung vom Empfänger bescheinigen zu
lassen. Der Empfänger hat jede Lieferung zu
bestätigen. Hierbei sind Ablieferungsscheine zu
verwenden, die v o m Getreidewirtschaftsverband
oder der örtlich zuständigen Bezirksbauern-
kammer zu beziehen sind. Die Ablieferungs-
scheine sind vollständig mi t deutlicher Schrift
auszufüllen. Sie sind jeweils in dreifacher Aus-
fertigung auszustellen.

(2) Die erste Ausfertigung erhält die Bezirks-
bauernkammer des Erzeugers, die zweite der
Erzeuger. Die dri t te behält der Käufer. Käufer
und Verkäufer sind verpflichtet, die Abliefe-
rungsscheine bis 30. September 1946 aufzu-
bewahren.

(3) Der Käufer hat die für die Bezirksbauern-
kammer bestimmten Ausfertigungen für jede
Warenar t getrennt zu sammeln und ihr all-
wöchentlich mi t einer Übersicht einzusenden.

Anbots- und Übernahmspflicht.

§ 6. (1) Die zugelassenen Aufkäufer haben die
übernommenen Waren binnen acht Tagen dem
Getreidewirtschaftsverband anzubieten und jede
eigenmächtige Verwendung oder Verfügung zu
unterlassen. Als eigenmächtig gilt auch die Ver-
wendung für den eigenen Bedarf.

(2) Der Getreidewirtschaftsverband ist ver-
pflichtet, die angebotene Ware zu übernehmen,
sofern sie verwendungsfähig ist.

Über t ragung von Aufgaben.

§ 7. Die Durchführung der Erfassung und
Aufbringung im Sinne dieser Verordnung wird

gemäß § 2 des Gesetzes vom 3. Juli 1945, St. G.
Bl. N r . 69, dem Getreidewirtschaftsverband über-
tragen.

Landwirtschaftskammern.

§ 8. Dor t , wo Landwirtschaftskammern oder
Bezirksbauernkammern nicht vorhanden sind,
bestimmt das Staatsamt für Land- und Forst-
wirtschaft jene Stellen oder Personen, welche die
in dieser Verordnung den Landwirtschafte-
kammern (Bezirksbauernkammern) zugewiesenen
Aufgaben durchzuführen haben.

Strafen.

§ 9. Zuwiderhandlungen gegen diese Verord-
nung werden als Verwaltungsübertretung nach
§ 4 des Gesetzes vom 3. Juli 1945, St. G. Bl.
N r . 69, bestraft.

Buchinger

1 4 1 . Kundmachung der Provisorischen
Staatsregierung vom 29. August 1945 über
die Aufhebung der deutschen Rechtsvor-
schriften auf dem Gebiete des Reichsauto-
bahnrechtes (25. Kundmachung über die Auf-
hebung von Rechtsvorschriften des Deut-

schen Reiches).

Die Provisorische Staatsregierung stellt im
Sinne des § 1, Abs. (2), des Verfassungsgesetzes
vom 1. Mai 1945, St. G. Bl. Nr. 6, über die
Wiederherstellung des Rechtslebens in Österreich
(Rechts-Überleitungsgesetz — R-ÜG.) fest:

1. Die deutschen Rechtsvorschriften über das
Reichsautobahnrecht sind für den Bereich der
Republik Österreich mit 27. April 1945 außer
Kraft getreten.

2. Insbesondere sind daher aufgehoben:

die Verordnung über die Einführung des
Reichsautobahnrechtes im Lande Österreich vom
24. März 1938, Deutsches R. G. Bl. IS. 308 (G.Bl.
f. d. L. Ö. Nr. 40/1938),

das Reichsautobahngesetz vom 29. Mai 1941,
Deutsches R. G. Bl. I S. 313,

die Verordnung zur Durchführung des Reichs-
autobahngesetzes vom 29. Mai 1941, Deutsches
R. G. Bl. I S. 315,

der Erlaß über den Generalinspektor für das
deutsche Straßenwesen vom 30. November 1933,
Deutsches R. G. Bl. I S. 1057.

Renner
Schärf Figl Koplenig

Honner Fischer Gerö Zimmermann
Buchinger Heinl Korp Böhm Raab
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1 4 2 . Kundmachung der Provisorischen
Staatsregierung vom 29. August 1945 über
die Aufhebung der deutschen Rechtsvor-
schriften, betreffend die Statistik des Außen-
handels (26. Kundmachung über die Auf-
hebung von Rechtsvorschriften des Deut-

schen Reiches).

Die Provisorische Staatsregierung stellt im
Sinne des § 1, Abs. (2) und (3), des Verfassungs-
gesetzes vom 1. Mai 1945, St. G. Bl. Nr. 6, über
die Wiederherstellung des Rechtslebens in Öster-
reich (Rechts-Überleitungsgesetz — R-ÜG.) fest:

1. Das Gesetz vom 31. März 1939, Deutsches
R. G. Bl. I S. 645, über die Statistik des Waren-
verkehrs mit dem Ausland (Außenhandels-
statistik — HStatG. —) (G. Bl. f. d. L. Ö.
Nr. 456/1939) und die Verordnung vom 4. April
1944, Deutsches R. G. Bl. I S. 93, über die Statistik
des Warenverkehrs mit dem Ausland (Außen-
handelsstatistik) sind für den Bereich der Repu-

blik Österreich mit 27. April 1945 außer Kraft
getreten.

2. Mit dem gleichen Zeitpunkt sind die folgen-
den österreichischen Rechtsvorschriften neuerlich
in Geltung getreten:

das Bundesgesetz vom 17. Juli 1924, B. G. Bl.
Nr. 253, betreffend die Statistik des auswärtigen
Handels, mit der Verordnung vom 30. Mai 1933,
B.G.Bl. Nr. 241;

das Bundesgesetz vom 18. Juli 1929, B. G. Bl.
Nr. 262, über den Beirat für Handelsstatistik im
Bundesministerium für Handel und Verkehr
sowie die Verordnung vom 24. Dezember 1929,
B. G. Bl. Nr. 443, betreffend die Satzungen des
Beirates für Handelsstatistik.
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